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- Die Befugnisregelungen sind in Form einer Generalermäch­

t igung gestal tet  worden. Sie sind Einzelmaßnahmen und 

bi lden kein in sich geschlossenes Verfahren. Das Erfor­

dernis der Abwehr einer Gefahr oder der Beseit igung 

einer Störung für die öffent l iche Ordnung und Sicherheit  

und der Erkenntnisstand hierüber best immen, welche Be­

fugnis in welchem Umfang zur Gefahrenabwehr wahrgenommen 

werden darf .  Zur Sicherung einer wirksamen Gefahrenab­

wehr ist  es gestattet,  verschiedene Befugnisse mitein­

ander zu verknüpfen. Dabei müssen jedoch für jede ein­

zelne dieser Befugnisse die gesetzl ichen Voraussetzungen 

für ihre Wahrnehmung vorl iegen. Rechte und Freiheiten 

der Betreffenden dürfen nur in dem Umfang eingeschrankt 

werden, wie das zur Gefahrenabwehr unumgängl ich ist .

-  Im Gegensatz zur strafprozessualen Tät igkeit  bedarf es 

vom Beginn bis zum Abschluß der Wahrnehmung von Befug­

nissen des VP-Gesetzes keiner strafrecht l ichen Würdi­

gung des Sachverhaltes und keiner Stel lungnahme zum 'Vor­

l iegen von strafrecht l ichen oder andersrecht l ichen Ver­

antwort l ichkeiten und den dazu beabsicht igten Maßnahmen.

- Das VP-Gesetz er laubt es, Maßnahmen gegen al le Verursa­

cher gleichermaßen durchzuführen, ungeachtet dessen, wel­

che Ziele diese mit  ihren Handlungen verfolgten, in wel­

cher Weise sie betei l igt  waren, ob und in welchem Grade 

sie die Gefahr oder Störung verschuldeten. Dadurch ist

es nicht erforderl ich, die Betreffenden nach ihrer mögl i­

chen strafprozessualen Stel lung (Verdächt iger,  Beschul­

digter oder belasteter Zeuge) zu qual i f iz ieren und sie 

hach dieser Stel lung di f ferenziert  zu behandeln.

-  Auf der Grundlage des VP-Gesetzes ist  es auch gestattet,  

Nichtverursacher in die Gefahrenabwehr einzubeziehen. 

Einzige Anforderung an diese Person ist ,  daß sie befähigt 

sein muß, zur Gefahrenabwehr beitragen zu können.


